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EINFÜHRUNG IN DIE ARBEIT DER DELEGATION
FÜR DIE BEZIEHUNGEN ZUM MERCOSUR

und Zusammenfassung der Aktivitäten der achten Wahlperiode (2014–2019)

Gemäß Artikel 5 Absatz 2 des Protokolls von Ushuaia wurden alle Rechte und Pflichten der Bolivarischen
Republik Venezuela ausgesetzt, die ihrem Status als Vertragsstaat des Mercosur inhärent sind.
Der Plurinationale Staat Bolivien befindet sich im Beitrittsprozess.

(***) Hinsichtlich der Souveränität über die Falklandinseln (Malwinen) besteht ein Streit zwischen den
Regierungen Argentiniens und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland.
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Allgemeiner Kontext

Gemäß den Artikeln 223 und 224 seiner Geschäftsordnung kann das Europäische Parlament
ständige interparlamentarische Delegationen und parlamentarische Ausschüsse bilden. Die
Anzahl solcher Organe kann von Wahlperiode zu Wahlperiode variieren.

Die interparlamentarischen Delegationen1 erhalten die internationalen Kontakte des
Parlaments aufrecht, bauen sie aus und tragen zur Stärkung der Rolle und der Sichtbarkeit der
Europäischen Union in der Welt bei.

Die Tätigkeiten der Delegationen sind daher auf der einen Seite darauf ausgerichtet, die
Kontakte zu den Parlamenten von Staaten, die traditionell Partner der Europäischen Union
sind, aufrechtzuerhalten und zu fördern. Auf der anderen Seite sollen sie dazu beitragen, die
Werte, auf denen die Europäische Union beruht, namentlich die Grundsätze der Freiheit, der
Demokratie, der Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie der
Rechtsstaatlichkeit (Artikel 2 und Artikel 3 Absatz 5 des EU-Vertrags) in Drittstaaten zu
fördern.

Die internationalen Kontakte des Parlaments, die auf den Grundsätzen des Völkerrechts
beruhen, sollen – sofern möglich und angebracht – die parlamentarische Dimension der
internationalen Beziehungen stärken.

Nach Maßgabe ihres geografischen Zuständigkeitsbereichs leisten die ständigen
interparlamentarischen Delegationen einen Beitrag zu den Tätigkeiten der parlamentarischen
Ausschüsse und anderer Organe des Parlaments und untermauern deren Debatten mit Daten
zu verschiedenen Themen, insbesondere zu:

 dem Stand der bilateralen interparlamentarischen Beziehungen.

 der Lage der Menschenrechte, dem Schutz von Minderheiten und der Förderung der
demokratischen Werte im allgemeinen Rahmen der Politik der Europäischen Union in
diesem Bereich sowie im Einklang mit den vom Europäischen Parlament
angenommenen Standpunkten.

 dem Stand der bilateralen Beziehungen in den Bereichen Politik, Wirtschaft, Finanzen
und Gesellschaft.

 der Evaluierung der zwischen der Europäischen Union und Drittstaaten geschlossenen
internationalen Abkommen.

 den externen Aspekten der gemeinschaftspolitischen Maßnahmen im
Binnenmarktbereich.

 der demokratischen Kontrolle darüber, wie die Instrumente der externen Finanzhilfe
der Europäischen Union konkret umgesetzt werden, einschließlich der Bewertung der
Wirksamkeit der aus dem Unionshaushalt finanzierten gemeinschaftlichen Projekte
vor Ort.

1 Durchführungsbestimmungen für die Tätigkeit der Delegationen und für Reisen außerhalb der Europäischen
Union – Beschluss der Konferenz der Präsidenten vom 29. Oktober 2015 (Für eine Übereinstimmung mit der
Geschäftsordnung und anderen einschlägigen Vorschriften wurden der Beschluss vom 10. April 2014 geändert
und die aktualisierten Verweise vom Dezember 2014 sowie vom September 2015 zur Aktualisierung der
Bezeichnungen einiger interparlamentarischer Delegationen in Anlage I einbezogen).
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 der Umsetzung der bei Wahlbeobachtungsmissionen ausgesprochenen Empfehlungen
in enger Abstimmung mit den zuständigen parlamentarischen Ausschüssen. Die
ständigen interparlamentarischen Delegationen tragen außerdem mit ihrer Erfahrung
und ihrem Fachwissen zu den Wahlbeobachtungsmissionen bei.

Das wichtigste Ziel der interparlamentarischen Delegationen besteht deshalb darin, den
parlamentarischen Dialog mit den Legislativorganen der Partnerländer sowie mit den
entsprechenden parlamentarischen Institutionen, die sich mit der Integration auf regionaler
oder subregionaler Ebene befassen, aufzunehmen, zu lenken und zu fördern. Diese jeweiligen
Ziele werden im Wege von regelmäßigen Tagungen an den Arbeitsorten des Europäischen
Parlaments2 und in den Ländern der jeweiligen Parlamente verwirklicht, bei denen
Angelegenheiten von gemeinsamem Interesse auf nationaler, biregionaler und internationaler
Ebene erörtert werden und die das Fundament einer wirklichen parlamentarischen Diplomatie
bilden.

Die Arbeit der Delegationen trägt dazu bei, dass die politischen und legislativen Prioritäten
des Europäischen Parlaments umgesetzt werden, da die Delegationen sowohl die Standpunkte
des Parlaments – wie vom Plenum angenommen – als auch der zuständigen Ausschüsse
widerspiegeln, die bei ihrer Arbeit den Beitrag und die externe Beratung durch die
Delegationen gebührend berücksichtigen müssen.

Delegationen für die Beziehungen zu Lateinamerika

Die politischen Prioritäten der EU mit Blick auf Lateinamerika wurden in der Mitteilung der
Kommission mit dem Titel „Eine verstärkte Partnerschaft zwischen der Europäischen Union
und Lateinamerika“ (2005) dargelegt und durch die Mitteilung von 2009 mit dem Titel „Die
Europäische Union und Lateinamerika: Global Players und Partner“ und die gemeinsame
Mitteilung an das Europäische Parlament und den Rat mit dem Titel „Die Europäische Union,
Lateinamerika und die Karibik: Bündelung der Kräfte für eine gemeinsame Zukunft“ vom
April 2019 gestärkt.

Am 17. April 2019 nahm das Parlament eine Entschließung zu der Zahl der
interparlamentarischen Delegationen, der Delegationen in den Gemischten Parlamentarischen
Ausschüssen und der Delegationen in Ausschüssen für parlamentarische Kooperation und in
multilateralen parlamentarischen Versammlungen an, in der die in der aktuellen Wahlperiode
tätigen Delegationen aufgeführt sind.

Am 17. Juli 2019 verabschiedete das Europäische Parlament eine Entschließung über die
zahlenmäßige Zusammensetzung der interparlamentarischen Delegationen, in der die Anzahl
der Mitglieder der einzelnen Delegationen festgelegt ist.

Von den 44 ständigen Delegationen, die während der Wahlperiode 2019–2024 tätig sein
werden, sind die folgenden sechs für die bilateralen und subregionalen Beziehungen zu
Lateinamerika verantwortlich:

2 Brüssel, Straßburg und Luxemburg.
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 Delegation im Gemischten Parlamentarischen Ausschuss EU-Mexiko3

 Delegation im Gemischten Parlamentarischen Ausschuss EU–Chile2

 Delegation für die Beziehungen zu den Ländern Mittelamerikas

 Delegation für die Beziehungen zum Mercosur

 Delegation für die Beziehungen zu den Ländern der Andengemeinschaft

 Delegation für die Beziehungen zur Föderativen Republik Brasilien

Die 75 Abgeordneten, die künftig der Delegation des Europäischen Parlaments in der
Parlamentarischen Versammlung Europa-Lateinamerika (EuroLat) angehören, werden
ausschließlich aus einer dieser sechs Delegationen4 bestimmt.

Die von den Delegationen zusammengetragenen Informationen werden den Abgeordneten
durch regelmäßige Berichte bzw. Berichte, die der Vorsitz einer Delegation nach jedem
Besuch oder nach jedem interparlamentarischen Treffen5 ausarbeitet, zugänglich gemacht.
Die Berichte werden üblicherweise dem Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten und dem
Unterausschuss Menschenrechte, dem Entwicklungsausschuss, dem Ausschuss für
internationalen Handel sowie gegebenenfalls weiteren direkt betroffenen Ausschüssen
übermittelt. Zuweilen ziehen sie Entschließungen des Europäischen Parlaments nach sich.

Die Europäische Union und Lateinamerika sind durch eine biregionale strategische
Partnerschaft miteinander verbunden, deren Anfänge auf den biregionalen Gipfel in Río de
Janeiro im Jahr 1999 zurückgehen. Die parlamentarische Dimension der biregionalen
strategischen Partnerschaft wird durch die Parlamentarische Versammlung Europa-
Lateinamerika (EuroLat) verkörpert, in der die Abgeordneten der Delegation des
Europäischen Parlaments und die Mitglieder der nationalen und regionalen Parlamente, die
die lateinamerikanische Delegation bilden, einen offenen Dialog über die Herausforderungen
führen, mit denen beide Gesellschaften konfrontiert sind.

3 Die Einrichtung der gemischten parlamentarischen Ausschüsse mit Mexiko und Chile war in den
Assoziierungsabkommen zwischen der EU und dem jeweiligen Land vorgesehen, weshalb diese Ausschüsse
über eine Rechtspersönlichkeit verfügen.

4 „beschließt, dass der Parlamentarischen Versammlung der Union für den Mittelmeerraum, der
Parlamentarischen Versammlung Europa-Lateinamerika (...) ausschließlich Mitglieder der bilateralen oder
subregionalen Delegationen angehören werden, die die genannten Versammlungen abdecken;“ (Beschluss des
EP vom 17. April 2019).
5 In der Regel finden interparlamentarische Treffen abwechselnd an einem der Arbeitsorte des Parlaments
(Brüssel, Straßburg oder Luxemburg) und in dem bzw. den betreffenden Drittstaaten statt.
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Delegation für die Beziehungen zum Mercosur (DMER)

Die Delegation für die Beziehungen zum Mercosur (nachfolgend DMER genannt) ist
verantwortlich für die Beziehungen zum Mercosur und seinen Mitgliedstaaten: Argentinien,
Brasilien, Paraguay, Uruguay und Venezuela6.

In der vergangenen Wahlperiode (2014–2019) war Francisco Assis (S&D, Portugal)
Vorsitzender der DMER. Die Abgeordneten Xavier Benito Ziluaga (GUE/NGL, Spanien) und
Elisabetta Gardini (EVP, Italien) hatten den ersten bzw. zweiten stellvertretenden Vorsitz
inne.

Die parlamentarischen Beziehungen zu Argentinien, Paraguay und Uruguay sind nicht
institutionalisiert, da die Abkommen über die Zusammenarbeit, die in den frühen 1990er
Jahren mit diesen Ländern geschlossen wurden, nicht die parlamentarischen Kontakte
zwischen den legislativen Gewalten abdecken.

Dennoch schlug der Vorsitzende der Delegation des Europäischen Parlaments während des
Besuchs der DMER in Paraguay im Februar 2015 vor, einen parlamentarischen Ausschuss für
die Freundschaft zwischen Paraguay und der EU zu bilden, durch den die Möglichkeiten, die
sich im Rahmen der parlamentarischen Diplomatie ergeben, wirksamer genutzt werden
könnten. Der paraguayische Nationalkongress beschloss im Mai 2016 die Einrichtung dieses
Ausschusses.

Die venezolanische Nationalversammlung richtete im November 2016 ebenfalls eine
interparlamentarische Gruppe für die Freundschaft mit der Europäischen Union ein. Leider
haben aufgrund der internen Lage in Venezuela mit Ausnahme des Besuchs des damaligen
Präsidenten der venezolanischen Nationalversammlung, Julio Borges, im Europäischen
Parlament im Mai 2017 keine Treffen oder Besuche zwischen Vertretern dieser beiden
parlamentarischen Organe stattfinden können.

Es sei darauf hingewiesen, dass auf der Grundlage der Entschließung des Europäischen
Parlaments vom 12. März 2014 eine Delegation für die Beziehungen zur Föderativen
Republik Brasilien eingerichtet wurde. Durch den Abschluss einer strategischen Partnerschaft
zwischen der EU und Brasilien im Jahr 2007 und die Einrichtung einer Parlamentariergruppe
Brasilien-EU im brasilianischen Nationalkongress 2008 als Pendant zur DMER wurden die
Grundlagen für eine Verstärkung der Beziehungen zu Brasilien und die Einrichtung einer
Delegation speziell für Brasilien geschaffen. Diese war von hoher Bedeutung bei der
Intensivierung der parlamentarischen Beziehungen und bei der Überwachung des
gemeinsamen Aktionsplans, der im Rahmen der strategischen Partnerschaft zwischen der EU
und Brasilien in die Wege geleitet wurde. Daher sollte den Zuständigkeiten der jeweiligen
Delegationen gebührend Rechnung getragen werden.

6 Gemäß Artikel 5 Absatz 2 des Protokolls von Ushuaia wurden alle Rechte und Pflichten der Bolivarischen
Republik Venezuela ausgesetzt, die ihrem Status als Vertragsstaat des Mercosur inhärent sind. Der Plurinationale
Staat Bolivien befindet sich im Beitrittsprozess.
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Das Parlament des Mercosur (Parlasur) wurde im Mai 2007 in Montevideo gegründet, und
das erste interparlamentarische Treffen mit dem Europäischen Parlament fand im Mai 2008 in
Brüssel statt. Die Beziehungen zwischen dem Europäischen Parlament und dem Parlasur
umfassen den politischen Dialog, die technische Zusammenarbeit und den Austausch von
Informationen.

Die DMER hält regelmäßige Sitzungen in Brüssel und Straßburg ab, um Fragen zur
politischen, wirtschaftlichen und sozialen Situation in der Weltregion zu besprechen, für die
sie zuständig ist. Im Mittelpunkt der Sitzungen stehen Fragen von beiderseitigem und bzw.
oder regionalem Interesse, wie die Verhandlungen zwischen der EU und dem Mercosur über
den Abschluss eines Assoziierungsabkommens, die regionale Integration oder aktuelle
internationale Themen, die sowohl die Länder des Mercosur als auch die der EU betreffen.
Diese Sitzungen können auch dazu dienen, die Lage in einem bestimmten Mitgliedstaat des
Mercosur zu analysieren, wozu politische, diplomatische, gewerkschaftliche oder
zivilgesellschaftliche Vertreter aus dem betreffenden Land oder der Region und Vertreter
anderer Organe der EU zur Teilnahme eingeladen werden. In diesem Sinne wird in der Regel
der im Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD) für den Mercosur bzw. das betreffende Land
zuständige Beamte zu den Sitzungen der Delegation eingeladen.

Das Europäische Parlament empfängt auch häufig Besuche von Delegationen der
verschiedenen Länder, wenn auch in unregelmäßigen Abständen. In der achten Wahlperiode
(2014–2019), waren bei den Sitzungen der DMER auch der damals amtierende Präsident des
Parlasur, Tomás Bittar Navarro, der damalige Präsident der venezolanischen
Nationalversammlung, Julio Borges, und die Botschafter der Mitgliedstaaten des Mercosur
(oder der Staaten, die sich im Beitrittsprozess zum Mercosur befinden) anwesend.

Gemäß den entsprechenden Durchführungsvorschriften für die Tätigkeiten der Delegationen
steht es der DMER aufgrund ihrer Zuständigkeiten für mehr als ein Land zu, jedes Jahr
interparlamentarische Sitzungen in mehr als einem der Länder des Mercosur abzuhalten7.

Das Programm für Reisen umfasst normalerweise Treffen mit Mitgliedern der Exekutive und
Legislative sowie von politischen Parteien, Unternehmern, Gewerkschaftlern, Vertretern aus
dem akademischen Bereich, aus der Presse, der Zivilgesellschaft, insbesondere den
Organisationen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte, der Entwicklung und der
Umwelt. In den Besuchsprogrammen sind zudem Arbeitstreffen mit den Botschaftern der
Mitgliedstaaten der EU und die Besichtigung von Projekten, die mit EU-Mitteln finanziert
wurden, vorgesehen. In der achten Legislaturperiode besuchte die DMER Paraguay und
Uruguay (im Dezember 2015 und November 2018), Argentinien (im November 2016) und
Brasilien (im November 2017 – gemeinsamer Besuch mit der Delegation für die Beziehungen
zur Föderativen Republik Brasilien). Bei diesen Besuchen standen die Verhandlungen über
das Assoziierungsabkommen zwischen der Europäischen Union und dem Mercosur, die

7 Berechnet auf der Grundlage eines Zeitraums von zwei Kalenderjahren, beträgt die Gesamtzahl der Mitglieder
der Delegation für die Beziehungen zum Mercosur (DMER), die an Reisen in das Drittland oder in die
Drittländer dieser Beziehungen teilnehmen können, nicht mehr als 75 % der Gesamtzahl der ordentlichen
Mitglieder der Delegation (Beschluss der Konferenz der Präsidenten vom 29. Oktober 2015). Für die Zwecke
dieser Berechnung besteht daher jede Wahlperiode aus zwei Zeiträumen von je zwei Kalenderjahren.
Reisen, die gemäß Artikel 8 (der Durchführungsbestimmungen für die Tätigkeiten der Delegationen) von einer
ständigen interparlamentarischen Delegation in einen Drittstaat oder in Drittstaaten unternommen werden, sind
grundsätzlich in den im Kalender des Parlaments für externe parlamentarische Tätigkeiten vorgesehenen
Wochen (Wahlkreiswochen) durchzuführen.
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höchst wichtige Rolle, die die parlamentarische Diplomatie bei der Vertiefung der
Beziehungen zwischen den beiden Seiten des Atlantiks spielen kann, und die Stärkung der
interparlamentarischen Zusammenarbeit im Vordergrund. Auch Themen wie der wachsende
Einfluss Chinas auf die Handelsbeziehungen und die politischen Systeme auf dem
lateinamerikanischen Kontinent im Allgemeinen und insbesondere in Südamerika wurden
angesprochen. Andere Themen des Meinungsaustausches waren zudem der Drogenhandel,
Korruption, Terrorismus, Migrationsfragen und die Entwicklungszusammenarbeit zwischen
der EU und den Ländern der Region.

Die Beziehung zwischen den beiden Parlamenten und dem Parlament des Mercosur
(Parlasur) wurde während des vorherigen Wahlperiode des Europäischen Parlaments durch
den Besuch des damaligen Präsidenten des Parlasur, Tomás Bittar Navarro (Paraguay), und
das vorletzte Treffen zwischen der DMER und dem Präsidium des Parlasur im Oktober 2018
in Montevideo, dem Sitz dieses Organs, gestärkt, wodurch die Voraussetzungen für eine
Vertiefung der Beziehung zwischen den beiden Parlamenten und die Einrichtung
administrativer und technischer Kooperationsverfahren geschaffen wurden.

Die Unterstützung der EU im Hinblick auf die Integration des Mercosur und die
Aushandlung eines Assoziierungsabkommens zwischen der EU und dem Mercosur

Die Europäische Union unterstützt die Integration des Mercosur seit seiner Gründung im Jahr
1991. So wurde am 25. Mai 1992 wurde ein Abkommen über interinstitutionelle
Zusammenarbeit mit dem Ziel geschlossen, die europäischen Erfahrungen im Bereich der
regionalen Integration dem Mercosur zur Verfügung zu stellen. Dieses Abkommen diente als
Rahmen für eine intensive Zusammenarbeit und diverse Kontakte zwischen den Behörden
beider Weltregionen. Im Dezember 1995 unterzeichneten die EU und der Mercosur ein
interregionales Rahmenabkommen über die Zusammenarbeit . Das Abkommen wurde als
provisorisch und veränderbar gestaltet, um die Beziehungen zwischen beiden Regionen zu
stärken und somit in Zukunft eine biregionale wirtschaftliche und politische Partnerschaft
aufzubauen.

In diesem Zusammenhang leiteten die EU und der Mercosur im Jahr 2000 die Verhandlungen
zur Unterzeichnung eines Assoziierungsabkommens ein, das auf den drei Säulen des
politischen Dialogs, der Zusammenarbeit und der Einrichtung einer Freihandelszone aufbaut.
Als Folge der erheblichen Unterschiede, die in Bezug auf das Kapitel über den Handel
zwischen den Verhandlungsführern der EU und Lateinamerikas bestanden, wurden die
Verhandlungen jedoch im Jahr 2004 eingestellt. Dies war kein Hindernis für die weitere
Förderung der politischen Beziehungen, und die Bedeutung eines Assoziierungsabkommens
zwischen der EU und dem Mercosur wurde seitdem mehrfach betont (5. Gipfeltreffen EU-
Lateinamerika/Karibik 2008, Lima und 4. Gipfeltreffen Mercosur-EU, 2010, Madrid).
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Im Juni 2015 zeigten sich die EU und der Mercosur auf dem 2. EU-CELAC-Gipfeltreffen
umso entschlossener, so bald wie möglich ein ausgewogenes, umfassendes und ehrgeiziges
Assoziierungsabkommen zum Abschluss zu bringen (§ 75). Vor diesem Hintergrund wurden die
Verhandlungen zum Abschluss eines Assoziierungsabkommen zwischen der EU und dem
Mercosur im Mai 2016 wieder aufgenommen, indem Angebote ausgetauscht und eine
Verhandlungsrunde abgehalten wurden. Bei der Verhandlung über das Handelskapitel des
Abkommens wurden Schlüsselfragen u. a. zu den Zöllen, den Ursprungsregeln, den technischen
Handelshemmnissen, den gesundheitspolizeilichen und pflanzenschutzrechtlichen Maßnahmen,
dem Handel mit Dienstleistungen, öffentlichen Aufträgen, Ursprungsbezeichnungen, geistigem
Eigentum oder Regeln für die KMU angesprochen.

Nach 38 Verhandlungsrunden (die letzte im März 2019) führte die Annäherung der
Standpunkte zu einem Gipfeltreffen am 27. und 28. Juni 2019, auf dem der Abschluss des
Assoziierungsabkommens zwischen der EU und dem Mercosur gebilligt wurde. Der
Abschluss dieses Abkommens wurde am 30. Juni auf dem G20-Gipfeltreffen von Osaka
verkündet.

Gemeinsam stellen die EU und der Mercosur etwa 25 % des weltweiten BIP und einen Markt
mit 780 Millionen Menschen dar. Für den Mercosur ist die EU der zweitgrößte
Handelspartner und der wichtigste Partner im Bereich der Investitionen. Für die EU ist der
Mercosur der achtgrößte Handelspartner. Sobald der Handelsteil des Abkommens in Kraft
tritt, wird eine der größten Freihandelszonen der Welt geschaffen sein. Die Senkung der Zölle
wird langfristig über einen Zeitraum von 15 Jahren, jedoch zugunsten des Mercosur
asymmetrisch verteilt.

Das neue Europäische Parlament muss dieses Abkommen nach dem Zustimmungsverfahren
genehmigen (Artikel 105 der Verordnung). Dabei werden die DMER, der Ausschuss für
auswärtige Angelegenheiten (AFET) und der Ausschuss für internationalen Handel (INTA)
eine fundamentale Rolle spielen.

Die Lage in Venezuela und der Standpunkt des Europäischen Parlaments

Unter der Regierung von Nicolás Maduro sieht sich Venezuela mit einer schwerwiegenden
politischen, wirtschaftlichen und sozialen Krise konfrontiert. Die zunehmende
Verschlechterung der Lage hat zu einer humanitären Krise geführt, die große Teile der
Bevölkerung betrifft und aufgrund derer sich mehr als 3 Millionen Bürger gezwungen sahen,
in andere Länder auszuwandern, was destabilisierende Auswirkungen auf diese Länder nach
sich ziehen könnte.

Die Beziehungen zu Venezuela wurden während der letzten Amtszeit des verstorbenen
Präsidenten Hugo Chávez teilweise ausgesetzt. Mit seinem Nachfolger, Nicolás Maduro, hat
sich die innenpolitische Lage in Venezuela deutlich verschlechtert, weshalb das Europäische
Parlament wiederholt Stellung beziehen musste. Zwischen Mai 2014 und März 2019 war
Venezuela mit insgesamt zehn Entschließungen Gegenstand der höchsten Anzahl von
Entschließungen des Europäischen Parlaments zu ein und demselben Land. Das Europäische
Parlament hat in seinen von einer großen Mehrzahl der Mitglieder angenommenen
Entschließungen die Regierung von Nicolás Maduro aufgefordert, die demokratischen
Grundsätze und die Grundrechte zu achten sowie freie, transparente und faire Wahlen
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durchzuführen. Zudem hat das Europäische Parlament die Nationalversammlung und die
Übergangspräsidentschaft von Juan Guaidó als legitim anerkannt.

In diesem Zusammenhang beschränkten sich die offiziellen Kontakte des Europäischen
Parlaments mit Venezuela während der achten Wahlperiode auf einen Vortrag der
venezolanischen Botschafterin vor der EU in Sitzungen der DMER und den Besuch des
damaligen Präsidenten der venezolanischen Nationalversammlung, Julio Borges, der als Teil
eines Besuchs der EU-Organe in Brüssel stattfand. Zudem wurde der Sacharow-Preis für
geistige Freiheit 2017 an die demokratische Opposition in Venezuela verliehen, und 2018
wurde die Ad-hoc-Reise in die Ortschaften Cúcuta (Kolumbien) und Boa Vista (Brasilien),
die beide an Venezuela angrenzen, organisiert, um die Lage der venezolanischen Migranten in
diesen Ländern zu untersuchen. Ebenfalls zu diesem Zwecke wurde 2019 eine weitere Ad-
hoc-Reise in die Städte Lima und Tumbes (Peru) durchgeführt.

Aktivitäten in dem Zeitraum 2014–2019 – chronologische Abfolge der Treffen

Sitzung Datum Ort

Besuch einer Delegation hoher Beamter
der brasilianischen
Abgeordnetenkammer und des
brasilianischen Senats

10.–14. November 2014 Brüssel

Interparlamentarisches Treffen: Besuch
der DMER in Paraguay und Uruguay

16.–20. Februar 2015
Asunción (Paraguay) und
Montevideo (Uruguay)

Besuch des Bürgerbeauftragten der
Stadt Buenos Aires, Ángel Armando
Alejandro Amor, in Begleitung von
Parlamentariern aus der Stadt Buenos
Aires: Oliveto Lago Paula Mariana,
Muiños María Rosa, García José
Alejandro

12. November 2015 Brüssel

Interparlamentarische
Ausschusssitzung: Besuch der DMER
in Argentinien

1.–3. November 2016 Buenos Aires und San Luis

Besuch einer Delegation der
brasilianischen Abgeordnetenkammer

15.–17. Februar 2017 Straßburg

Besuch einer Delegation der
venezolanischen Nationalversammlung
unter der Leitung ihres Präsidenten
Julio Borges

31. Mai 2017 Brüssel

Interparlamentarisches Treffen: Besuch
der DMER in Brasilien (in Begleitung
der Delegation für die Beziehungen zu
Brasilien)

31. Oktober–2. November
2017

Brasilia und Rio de Janeiro

Sitzung der interparlamentarischen
Gruppe EU-Mercosur Delegation des
Europäischen Parlaments mit
Mitgliedern des Parlasur und des
Parlatino in der Parlamentarischen
Versammlung EuroLat

4. April 2018 Panama-Stadt, Panama

Besuch des Präsidenten des Parlasur,
Tomás Bittar Navarro, in Begleitung

11. Oktober 2018 Brüssel
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des Vizepräsidenten Walter Norberto
Nostrala, Vorsitzender des
argentinischen Delegation, sowie des
Vizepräsidenten Celso Russomanno,
Vorsitzender der brasilianischen
Delegation

Interparlamentarisches Treffen: Besuch
der DMER in Paraguay, Uruguay und
beim Parlasur

29. Oktober–1. November
2018

Montevideo (Uruguay) und
Asunción (Paraguay)

(Alle Berichte sind auf Anfrage im Sekretariat erhältlich.)

Allgemeiner Überblick über die biregionalen Beziehungen und Aussichten auf die neue
Wahlperiode (2019–2024)

Die wichtigste Aufgabe der DMER wird in der neunten Wahlperiode voraussichtlich sein, das
Verfahren für die Genehmigung des Assoziierungsabkommens zwischen der EU und dem
Mercosur sowie den Prozess zu dessen Ratifizierung und Umsetzung zu begleiten. Die DMER
wird auch die Entwicklung des Mercosur verfolgen müssen, sobald dessen Rechtskraft und
seine Einfügung in den regionalen Rahmen, insbesondere im Hinblick auf andere
Organisationen (Pazifische Allianz, Prosur), geprüft wurden. Gemeinsam mit den anderen
einschlägigen Delegationen, muss die DMER auch die politische Entwicklung der CELAC
(Gemeinschaft der Lateinamerikanischen und Karibischen Staaten) berücksichtigen.

Die DMER soll die institutionellen Verbindungen zum Parlament des Mercosur (Parlasur)
stärken und sowohl ihre politische als auch ihre technische Unterstützung anbieten, um den
Einfluss des Parlaments auf die politische Stärkung des Mercosur zu fördern, da es sich dabei
um den am weitesten fortgeschrittenen Integrationsmechanismus in Südamerika handelt.

Zudem soll die Delegation besonders die Beziehungen zu allen Ländern des Mercosur
berücksichtigen. Im Hinblick auf Brasilien sollte die DMER die neue politische und
wirtschaftliche Lage, die sich nach den von Jair Bolsonaro gewonnenen Wahlen im Herbst 2018
ergeben hat, bei der Achtung der Verteilung der Zuständigkeiten zwischen dieser Delegation
und der Delegation für die Beziehungen zur Föderativen Republik Brasilien berücksichtigen.
Ferner hat die DMER die Ergebnisse der Wahlen zu berücksichtigen, die im Oktober 2019 in
Argentinien und Uruguay stattfinden. Außerdem wird die DMER die schwerwiegende
politische, wirtschaftliche, soziale und humanitäre Lage in Venezuela genauestens verfolgen
und dabei die Suche nach einer friedlichen Lösung dieser Krise durch ihre Mitwirkung
unterstützen.

Schlussendlich sollte die Rolle der Delegation des Europäischen Parlaments in der
Parlamentarischen Versammlung Europa-Lateinamerika (EuroLat) – deren Mitglieder unter
den Abgeordneten, die den sechs einschlägigen Delegationen angehören, ausgewählt werden –
hervorgehoben werden, da sie die Synergie zwischen den regionalen, subregionalen und
bilateralen Beziehungen fördert.

All dies wird in einem neuen Rahmen für die Beziehungen zwischen der Europäischen Union
und Lateinamerika stattfinden, der auf der gemeinsamen Mitteilung an das Europäische
Parlament und den Rat mit dem Titel „Die Europäische Union, Lateinamerika und die Karibik:
Bündelung der Kräfte für eine gemeinsame Zukunft“ beruht, die im April 2019 von der
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Europäischen Kommission und dem EAD vorgelegt wurde und wohl Gegenstand eines Berichts
des Europäischen Parlaments sein wird.
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Anexo 1

Resoluciones del PE aprobadas por el Pleno relativas a los países de Mercosur
durante la 8.ª legislatura (2014-2019)

Brasil

La situación de la comunidad guaraní-kaiowá en el estado brasileño de Mato Grosso do Sul,
24.11.2016

Paraguay

Los aspectos jurídicos relacionados con los embarazos infantiles en el Paraguay, 11.6.2015

Venezuela

La situación de emergencia en Venezuela, 28.3.2019

La situación en Venezuela, 31.1.2019

La situación en Venezuela, 25.10.2018

La crisis migratoria y la situación humanitaria en Venezuela y sus fronteras terrestres con
Colombia y Brasil, 5.7.2018

Las elecciones en Venezuela, 3.5.2018

La situación en Venezuela, 8.2.2018

La situación en Venezuela, 27.4.2017

La situación en Venezuela, 8.6.2016

La situación en Venezuela, 12.3.2015

La persecución de la oposición democrática en Venezuela, 18.12.2014

Relaciones UE-ALC

Relaciones políticas de la UE con América latina, 13.9.2017

Otras resoluciones del PE sobre América latina y el Caribe (2006-2019)
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Anexo 2

Estudios y otras publicaciones del PE sobre países de Mercosur y América Latina

 Argentina:

o Economic indicators and trade with EU, 7.12.2018

o Will Argentina's new international agenda survive the current uncertainty?,
18.10.2018

o Argentina: concluding the EU-Mercosur trade negotiations amid economic turmoil,
18.10.2018

o Argentina ahead of the 2017 mid-term elections, 10.10.2017

o Argentina: revival of a traditional partnership, 10.10.2016

o Argentina: President Macri sets a new course, 20.3.2016

o Argentina: un cambio de rumbo, 25.11.2015 (EN)

o Argentina: Political parties and the EU, 3.9.2015

 Brasil:

o Brazil ahead of the 2018 elections, 5.10.2018

o Brazil: timid economic recovery despite political uncertainty and corruption,
21.11.2017 (ES, PT)8

o Brasil en el contexto de las negociaciones comerciales UE-Mercosur, 11.9.2017
(EN) (PT)

o Brazil: economic indicators and trade with EU, 23.6.2016

o Brazil: Crisis imperils the future of President Dilma Rousseff's government,
13.10.2015 (PT)1

o Brazil: Political parties, 8.6.2015

o Brazil's humanitarian policy, 17.5.2016

o Brazil's ambitions in climate change policy, 03.12.2015

o Brazil: economic situation, 30.10.2015

o EU-Brazil cooperation on internet governance and ICT issues, 30.10.2015

o Brazil: Promises of more change - but in which direction?, 22.10.20141

8 Publicación solo para uso interno. Es posible acceder al informe previa petición a la Secretaría.
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 Paraguay:

o Paraguay: party factionalism will shape the new government, 22.10.2018
o Paraguay: elections in April 2018, 12.4.2018
o Paraguay: Political parties, 3.9.2015
o Paraguay: after political 'normalisation', social and economic challenges remain,

27.1.2015

 Uruguay:

o Uruguay: A stable democracy develops new international ties, 8.10.2018

o Uruguay: political parties, 8.5.2015

o Despite political stability, economic and social challenges loom, 6.2.2015

 Venezuela:

o Venezuela: the standoff continues, 12.4.2019
o Venezuela [What Think Tanks are thinking], 1.3.2019
o Los flujos migratorios de Venezuela y su impacto en Perú, 20.2.2019 (EN)
o Venezuela: an unexpected turn of events, 7.2.2019

o The Venezuelan migrant crisis - A growing emergency for the region, 17.12.2018

o Rule of law and human rights in Cuba and Venezuela and EU engagement,
11.12.2018

o Los flujos migratorios de Venezuela y su impacto en Brasil y Colombia, 14.6.20181

(EN)1

o El Premio Sájarov 2017, 5.12.2017 (DE) (EN) (FR) (IT) (PL)

o Venezuela's 2015 legislative elections, 4.12.2015
o Venezuela: recent events, 30.10.20151

o Venezuela: recent events, 2.12.20151

o Venezuela: electoral process starts amidst political polarisation, 12.7.2015
o Venezuela: human rights situation, 6.5.2015
o Venezuela: political parties, 30.4.2015

 Otros temas:

o Kurzdarstellung zur Europäischen Union – América Latina y el Caribe, Mai 2019
(EN, FR, PT, DE, IT )

o EU trade with Latin America and the Caribbean: Overview and figures, 14.9.2018
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o International agreements - review and monitoring clauses - a rolling check-list,
März 2018

o EU security cooperation with Latin America: A priority requiring consolidation,
23.11. 2017

o EU-Latin America cooperation on climate change issues, 28.9.2017

o La Asociación Estratégica UE-América Latina: situación actual y caminos futuros,
30.8.2017 (EN)

o EU development cooperation with Latin America, 10.4.2017

o Violencia sexual contra menores en América Latina, 12.10.2016 ( EN, FR )

o Latin America's informal economy - Some formalisation strategies, septiembre
2016


